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VwV-Fischereirechte-SMF/SMUL

Gemeinsame Verwaltungsvorschrift
des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen
und des Sachsischen Staatsministeriums
fir Umwelt und Landwirtschaft

fur die Verwaltung und Verpachtung landeseigener Fischereirechte

(VwV-Fischereirechte-SMF/SMUL)
Vom 26. Februar 2004

Allgemeine Grundsitze

Sinn und Zweck dieser gemeinsamen Verwaltungsvorschrift ist eine ordnungsgemanBe,
einheitliche sowie eine den speziellen Erfordernissen der Fischerei, der Wasserwirtschaft
sowie des Natur- und Artenschutzes gerecht werdende Verwaltung und Verpachtung der
landeseigenen Fischereirechte.

Dabei sind vorrangig die Bedurfnisse der Berufsfischerei zu beriicksichtigen. Im Weiteren ist
im Rahmen der Verwaltung der Fischereirechte zu gewahrleisten, dass die Austibung der
Fischerei weiten Kreisen der Bevdlkerung erméglicht wird.

Grundlage der Verwaltung und Verpachtung landeseigener Fischereirechte sind das
Fischereigesetz fliir den Freistaat Sachsen (Sachsisches Fischereigesetz — SachsFischG)
vom 1. Februar 1993 (SachsGVBI. S. 109), geandert durch Artikel 51 des Gesetzes vom
28. Juni 2001 (SachsGVBI. S. 426, 430), in der jeweils geltenden Fassung, und die auf
seiner Grundlage ergangenen Durchfiihrungsverordnungen sowie die Haushaltsordnung
des Freistaates Sachsen (Sachsische Haushaltsordnung — S2HO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. April 2001 (S&chsGVBI. S. 153), gedndert durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 13. Dezember 2002 (SachsGVBI. S. 333, 352), in der jeweils geltenden
Fassung, und die auf ihrer Grundlage erlassenen Verwaltungsvorschriften.

Die Verwaltung und Verpachtung landeseigener Fischereirechte hat entsprechend der
Sé&chsischen Haushaltsordnung, insbesondere nach den Grundsétzen der Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit, zu erfolgen.

Bei der Verwaltung und Verpachtung landeseigener Fischereirechte sind vorrangig die
allgemein anerkannten fischereilichen Grundsétze einschlieBlich der Gewéasserbiologie, der
Gewasserbewirtschaftung sowie des Natur-, Arten- und Tierschutzes zu beachten. Dazu ist
in jedem Fall die fachliche Empfehlung der Fischereibehdrde einzuholen.

Zustandigkeit

Das Sachsische Staatsministerium der Finanzen, vertreten durch den Staatsbetrieb
Sé&chsisches Immobilien- und Baumanagement, ist grundséatzlich fir die Verwaltung und
Verpachtung der landeseigenen Fischereirechte zustandig. Der Staatsbetrieb S&chsisches
Immobilien- und Baumanagement kann die Zustandigkeit flr die Verwaltung und
Verpachtung von landeseigenen Fischereirechten auf andere mit der Verwaltung von
landeseigenen Grundstlicken betraute Einrichtungen des Freistaates Sachsen Ubertragen.
Dazu bedarf es des Einvernehmens des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen und
des zustandigen Fachministeriums.

Abweichend von Nummer 2.1. werden Fischereirechte im Staatswaldvermdgen von der
Staatlichen Forstverwaltung verwaltet und verpachtet, wenn sie im ,Grundbesitzverzeichnis
Staatliche Forstverwaltung“ aufgefihrt sind.

Verpachtung

Landeseigene Fischereirechte sind geman § 18 Abs. 2 SachsFischG nur durch Verpachtung
Zu nutzen.

Wird ein landeseigenes Fischereirecht erstmals oder wiederholt verpachtet, ist die
Verpachtung durch den Verpachter landeseigener Fischereirechte in einem regionalen
Fachblatt der Fischerei auszuschreiben. Fir die Ausschreibung sind regelméBig Lose durch
die Fischereibehdrde so zu bilden, dass fischereilich sinnvolle Einheiten entstehen.
Erscheint eine Verpachtung im Wege der éffentlichen Ausschreibung nicht zweckmasig,
darf die Verpachtung auch durch beschrankte Ausschreibung erfolgen. Das trifft
insbesondere zu auf

- Gewasser in bestehenden oder einstweilig sichergestellten Schutzgebieten geman §§ 16 bis 18
und § 21 des Sachsischen Gesetzes Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Sachsisches
Naturschutzgesetz — SédchsNatSchG ) in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. Oktober 1994 (SachsGVBI. S. 1601, 1995 S. 106), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes
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vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418, 426) geandert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung, und in Gebieten, die Bestandteil des europaischen 6kologischen Netzes ,Natura 2000“
im Sinne des § 22a SachsNatSchG sind

- Gewasser, die die Grundlage eines Fischereiunternehmens bilden,

- unbedeutende Fischgewasser und

- Einzelfalle, in denen der Freistaat Mitglied einer Fischereigenossenschaft ist.

3.3 Der Verpachter landeseigener Fischereirechte hat regelmaBig vor der Ausschreibung
folgende Behérden von den zur Verpachtung vorgesehenen Fischereirechten zu
unterrichten und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben:

1. die Sachsische Landesanstalt fiir Landwirtschaft, Referat Fischerei, als Fischereibehdrde in
allen Féllen,

2. die zusténdige Naturschutzbehdrde in allen Fallen, im Nationalpark Sachsische Schweiz die
Nationalparkverwaltung, im Biospharenreservat Oberlausitzer Heide- und Teichlandschaft die
Biosphéarenreservatsverwaltung,

3. das zustandige Regierungsprasidium (Héhere Wasserbehérde), soweit landeseigene
Fischereirechte durch die Errichtung von Anlagen in, an, unter und tber oberirdischen
Gewassern und im Uferbereich beeinflusst werden,

4. die Landestalsperrenverwaltung, soweit das Fischereirecht an Grenzgewéassern verpachtet
wird.

Die jeweilige Behdrde kann sich innerhalb von 21 Tagen nach Zugang der Information
auBern. Die fristgemaB abgegebene Stellungnahme ist vom Verpéchter entsprechend zu
berlcksichtigen.

3.4 Bei Ausschreibung der Verpachtungsabsicht ist anzustreben, nach Mdglichkeit mehrere
Pachtangebote fiir ein zu verpachtendes Fischereirecht zu erhalten. Eingehende
Pachtangebote sind vertraulich zu behandeln.

3.5 Landeseigene Fischereirechte sind nur an solche Bewerber zu verpachten, von denen eine
dem SachsFischG entsprechende ordnungsgemaRe fischereiliche Bewirtschaftung des
Pachtgegenstands zu erwarten ist. Das Gleiche gilt fiir die im jeweiligen Einzelfall zu
beachtenden wasserwirtschaftlichen, naturschutzfachlichen und artenschutzfachlichen
Belange.

Gewasser, welche die Grundlage eines leistungsféhigen Fischereiunternehmens sein
kénnen oder die zur Abrundung, Ergénzung und Festigung der wirtschaftlichen
Selbstandigkeit eines solchen geeignet sind, sollen in der Regel an Berufsfischer verpachtet
werden. Berufsfischer sind bei der Verpachtung vorrangig auch dann zu berticksichtigen,
wenn dadurch Arbeitsplétze erhalten oder begriindet und die Existenzgrundlage ihrer
Familie gesichert werden kann. Gewasser, die nicht an Berufsfischer verpachtet werden,
sind vorrangig an Verbé&nde und Vereine zu verpachten, wenn sie diese Gewasser
langfristig nach den Bestimmungen des Sachsischen Fischereigesetzes bewirtschaften.
Den Pachtvertrag erhélt unter Beachtung von Absatz 1 der geeignetste Bewerber, der nicht
der Meistbietende zu sein braucht. Der geeignetste Bewerber soll vor allem Gewéhr und
persénliche Zuverlassigkeit dafiir bieten, dass er das Fischereirecht nach den allgemein
anerkannten Grundséatzen der Fischerei austibt und dabei die Belange des Natur- und
Artenschutzes sowie der Wasserwirtschaft berlicksichtigt. Bei natur- beziehungsweise
artenschutzfachlich besonders wertvollen Einzelteichen ist die besondere Eignung von
Naturschutzverbanden zu prifen. Zur Bewertung der Eignung der Bewerber holt sich der
Verpachter landeseigener Fischereirechte auf Grundlage der vom Bewerber eingereichten
fischereilichen Bewirtschaftungskonzepte die fachliche Stellungnahme der Fischereibehdrde
in.

Die Entscheidung Uber die Verpachtung eines landeseigenen Fischereirechts, insbesondere
die Auswahl des Pachters, trifft der nach Nummer 2 zustandige Verpachter unter
Berucksichtigung der Empfehlung der Fischereibehérde und unter Berlicksichtigung der
Stellungnahmen der sonst nach Nummer 3.3. zu hérenden Behdrden eigenverantwortlich.

3.6 Far die Verpachtung ist grundsétzlich der vom Sachsischen Staatsministerium der Finanzen
im Einvernehmen mit dem Sachsischen Staatsministerium fir Umwelt und Landwirtschaft
erarbeitete Musterpachtvertrag (Anlage wird nicht verdffentlicht) zu verwenden.

3.7 Die Mindestpachtdauer betragt geman § 19 Abs. 1 Satz 4 SachsFischG zwdlf Jahre. Bei
Berufsfischern kann der Pachtvertrag bei auBergewdhnlichen Investitionen
(Zweckbindungsfrist) und zur Regelung der Nachfolge verldngert werden, soweit die
Fischereibehdrde dies auf Grundlage des vom Pachter einzureichenden fischereilichen
Bewirtschaftungskonzeptes empfiehlt. Das fischereiliche Bewirtschaftungskonzept ist als
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Bestandteil in den Pachtvertrag aufzunehmen.

3.8 Im Pachtvertrag kann die Anzahl der vom Pachter jahrlich auszugebenden
Fischereierlaubnisscheine festgelegt werden, wenn dies aus fischereilichen,
wasserwirtschaftlichen oder naturschutzfachlichen Griinden zwingend erforderlich ist.

4., Pachtzins

4.1 Die Verpachtung eines landeseigenen Fischereirechts ist nur gegen einen angemessenen
Pachtzins zuldssig. Hierzu hat der nach Nummer 2 zusténdige Verpéachter landeseigener
Fischereirechte einen Vorschlag tber die Héhe des jahrlich zu entrichtenden Pachtzinses
von der Fischereibehérde einzuholen, die diesen auf der Grundlage der im fischereilichen
Sachverstandigenwesen tblichen Kriterien einschlieBlich der wasserwirtschaftlichen und
naturschutzfachlichen Belange erarbeitet.

4.2 Im Pachtvertrag ist die Uberpriifung und die Méglichkeit einer Anpassung des Pachtzinses
an das ortsubliche Pachtzinsniveau in angemessenen Zeitrdumen vorzusehen.

5. HegemaBnahmen

5.1 Bei zu verpachtenden Fischereirechten ist grundséatzlich der Pachter im Pachtvertrag zu
verpflichten, HegemaBnahmen, wie zum Beispiel den Fischbesatz auf seine Kosten und
nach MaBgabe der Vorgaben des Verpéachters durchzufiihren. Auf § 15 SachsFischG wird
verwiesen.

5.2 Zur Festlegung von Art und Umfang notwendiger HegemaBnahmen sowie deren Kontrolle
bedient sich der Verpachter landeseigener Fischereirechte der Sach- und Fachkunde der
Fischereibehérde, die auch die wasserwirtschaftlichen und die naturschutzfachlichen
Belange entsprechend berlcksichtigt. Hierzu beteiligt die Fischereibehdrde die
Naturschutzbehérden und in Wasserschutzgebieten die Wasserbehdrde.

Bei Gewassern in Naturschutzgebieten ist das Einvernehmen mit der Naturschutzbehérde
herzustellen.

6. Begehung

6.1 Der Verpéachter landeseigener Fischereirechte wird die von ihm verwalteten Fischgewéasser
erforderlichenfalls begehen und dabei Grundlagen und Verédnderungen der fischereilichen
Verhéltnisse ermitteln. Die Fischereibehérde und die zustandige Naturschutzbehérde sind
auf die geplante Begehung hinzuweisen und kénnen an ihr teilnehmen.

6.2 In begriindeten Féllen stimmen sich die genannten Behdrden (iber weitere Begehungen ab.
7. Anzeigepflicht bei der Fischereibehorde

Der Abschluss, die Anderung, die Kiindigung und das Erléschen eines
Fischereipachtvertrages sind gemaB § 20 Abs. 1 SachsFischG durch den Verpachter der
Fischereibehdrde anzuzeigen.

8. Information betroffener Behorden

Der Verpéchter informiert betroffene Behérden Uber die Inhalte des Pachtvertrags unter
Wahrung des Datenschutzes.

9. In-Kraft-Treten
Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Marz 2004 in Kraft.

Dresden, den 24. Februar 2004

Sachsisches Staatsministerium
der Finanzen

Dr. Wolfgang VoB
Staatssekretér

Dresden, den 26. Februar 2004

Sachsisches Staatsministerium
fur Umwelt und Landwirtschaft
Kuhl

Amtschef

Zuletzt enthalten in

Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen Gber die geltenden
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Verwaltungsvorschriften des Staatsministeriums der Finanzen
vom 11. Dezember 2007 (SachsABI.SDr. S. S 538)

http://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.03.2004 Seite 4von 4



	Gemeinsame Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen  und des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft  für die Verwaltung und Verpachtung landeseigener Fischereirechte  (VwV-Fischereirechte-SMF/SMUL)
	Zuletzt enthalten in

